Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3601 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Wahl, Schlick, Dr. Dörinkel 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Entschädigung von Reparations-, Restitutions- 
und Rückerstattungsschäden (Überbrückungsgesetz) 


Nach § 3 Abs. i Nr. 1 und 2 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes vom 5. November 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1747) ist die endgültige Behandlung 
der Reparations-, Restitutions- und Rückerstattungs- ' 
scheiden einer besonderen gesetzlichen Regelung 
Vorbehalten. Um den Zeitraum bis zu dieser Rege- 
lung zu überbrücken, hat der Bundestag mit Zustim- 
mung des Bundesrates das folgende Gesetz be- j 
schlossen: : 


TEIL i 

Seichliche und persönlichem Voraussetzungen 
sowie Höhe der Leistungen 

§ 1 

Reparations- und Restitutionsschäden 

Reparations- und Restitutionsschäden im Sinne 
dieses Gesetzes sind Schäden, die im Zusammen- 
hang mit den Ereignissen des zweiten Weltkrieges 
und der folgenden Besatzungszeit deutschen Staats- 
angehörigen (§ 6) unmittelbar dadurch entstanden 
sind, daß ihnen Wirtschaftsgüter (§ 3) zum Zwecke 
der Reparation oder Restitution auf Grund von Ge- 
setzen oder sonstigen Anordnungen fremder Staaten 
zur Liquidation deutschen Vermögens im Ausland 
oder auf Grund von Anordnungen der Besatzungs- 
mächte oder auf Grund von Vereinbarungen, die 
auf Veranlassung der Besatzungsmächte abgeschlos- 
sen werden mußten, weggenommen worden sind. 


§ 2 

Rückerstattungsschäden 

Rückerstattungsschäden sind Schäden, die rücker- 
stattungs- oder rückgriifspflichtigen Personen in 
Durchführung der Vorschriften über die Rückerstat- 
tung feststellbarer Vermögensgegenstände entstan- 
dtmn sind, mit Ausnahme der Schäden von Personen, 
die einen der Rückerstattung unterliegenden Ge- 
gemstand ohne angemessene Gegenleistung oder 
mitt(4s eines gegen die guten Sitten verstoßenden 
Rechtsgeschäfts oder durch eine von ihnen oder zu 
ihren Gunsten aiisgeübte Drohung oder durch wider- 
rechtliche Wegnahme oder durch eine sonstige un- 
erlaubte Handlung erlangt haben. 

§ 3 

Wirtschaftsgüter 

(1) Die Schäden im Sinne der §§ 1 und 2 müssen 
entstanden sein 

1. bei Reparationsschäden an deutschem Ver- 
mögen im Ausland und in den zur Zeit un- 
ter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebieten einschließlich Verlusten 
an ausländischen Wertpapieren und bei 
Rückerstattungsschäden : 

a) an Wirtschaftsgütern, die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gehören 
oder 
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b) an privatrechtlichen geldwerten An- ; 
Sprüchen oder an Anteilen an Kapital- 
gesellschaften oder an Geschäftsgutha- 
ben bei Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften; 

2. bei Demontageschäden, Restitutionsschä- 
den und sonstigen Reparationsschäden im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes (ein- 
schließlich des Saarlandes und Berlin 
[West]) an den unter Nummer 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Wirtschaftsgütern. 

(2) Die Wirtschaftsgüter im Sinne des Absatzes 1 
müssen sich im Zeitpunkt des Schadenseintritts im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes einschließlich des 
Saarlandes und Berlins (West), in den zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebie- 
ten oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des 
deutschen Reichs nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 befunden haben. Bei Schäden 
der Schiffahrt ist § 8 Abs. 1 Satz 2 des Feststellungs- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

§ 4 

Von der Regelung ausgenommene Schäden 

1 

(1) Entschädigungsleistungen nach diesem Ge- ; 
setz können nicht gewährt werden in folgenden Fäl- ' 
len: 

1. bei Nutzungsschäden und mittelbaren ! 
Schäden, z. B. entgangenem Gewinn, ! 
Schadensfolgekosten sowie durch Produk- 
tions- und Betriebsverbote oder -ein- 
schränkungen entstandenen Verlusten; l 

2. bei Verlusten an 

a) inländischen und ausländischen Zah- 
lungsmitteln, 

b) Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen, 

c) Gegenständen aus edlem Metall, 
Schmuckgegenständen und sonstigen 
Luxusgegenständen, 

d) Kunstgegenständen und Sammlungen, 

soweit die unter Buchstaben a bis d be- 
zeichneten Wirtschaftsgüter nicht zum Be- 
triebsvermögen im Sinne des Bewertungs- 
gesetzes gehören; 

3. bei Verlusten an Wirtschaftsgütern, die in 
Ausnutzung von Maßnahmen der natio- 
nalsozialistischen Gewaltherrschaft erwor- 
ben worden sind. 

(2) Entschädigungsleistungen nach diesem Gesetz 

können ferner nicht gewährt werden bei Verlusten 
an Wirtschaftsgütern, die unrechtmäßig aus den im 
zweiten Weltkrieg von deutschen Truppen besetz- 
ten oder kontrollierten Gebieten beschafft oder fort- 
geführt und vom Antragsteller nicht gutgläubig er- 
worben worden sind. i 


§ 5 

Schadensberechnung 

Für die Berechnung der Schäden sind die Grund- 
sätze des Feststellungsgesetzes entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 6 

Personenkreis 

(1) Entschädigungsleistungen nach diesem Gesetz 
können nur an den unmittelbar Geschädigten oder, 
falls dieser gestorben ist, an dessen Ehegatten ge- 
währt werden. Voraussetzung ist, daß 

1. a) der unmittelbar Geschädigte im Zeit- 

punkt der Schädigung und 
b) der Berechtigte im Zeitpunkt der An- 
tragsteilung deutscher Staatsangehöri- 
ger war; 

2. a) der unmittelbar Geschädigte oder, falls 

dieser vor dem 31. Dezember 1952 ge- 
storben ist, der Berechtigte am 31. De- 
zember 1952 ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
einschließlich des Saarlandes und Ber- 
lins (West) hatten oder in diesen Ge- 
bieten eine der sonstigen Aufenthalts- 
oder Stichtagsvoraussetzungen des 
§ 230 Abs. 1 und 2 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes erfüllten, und 

b) der Berechtigte im Zeitpunkt der An- 
tragsteilung ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
einschließlich Berlins (West) hatte. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den, daß in besonderen Fällen zur Vermeidung von 
Härten Leistungen nach diesem Gesetz auch dann 
gewährt werden können, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Nr. 2 nicht erfüllt sind. 

§ 7 

Zur vorläufigen Regelung der nach § 5 berechne- 
ten Schäden werden unter den Voraussetzungen des 
§ 6 gewährt 

1. bedingt rückzahlbare Darlehen, 

2. Kriegsschadenrente, 

3. Hausratentschädigung. 

§ 8 

(1) Ein Darlehen kann wegen hohen Lebensalters 
oder für Zwecke der Ausbildung, zur Behebung drin- 
gender Notstände, zur nachträglichen freiwilligen 
Nachversicherung in der Rentenversicherung, für 
Wohnungsbauvorhaben, zum Erwerb und zur Siche- 
rung von Wohngrundstücken, zum Abschluß von 
Bausparverträgen, für Vorhaben im Bereich der ge- 
werblichen Wirtschaft, der freien Berufe und der 
Landwirtschaft, zum Abschluß von Lebensversiche- 
rungsverträgen, zur Instandsetzung und Moderni- 
sierung von Wohngebäuden nach den im Lastenaus- 
gleichsrecht für die Erfüllung des Anspruchs auf 
Hauptentschädigung entwickelten Grundsätzen ge- 
währt werden. 
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(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
Einzelheiten durch Rechtsverordnungen im Sinne der 
Weisung des Präsidenten des Bundesausgleichsam- 
tes über die Erfüllung des Anspruchs auf Hauptent- 
schädigung (HE-Weisung) zu regeln. i 

§ 9 j 

Darlehenshöchstbetrag 

(1) Das Darlehen soll den Betrag nicht überstei- 
gen, der sich bei entsprechender Anwendung der 
jeweils geltenden Vorschriften des Lastenausgleichs- 
gesetzes als Hauptentschädigung ergeben würde. 

(2) Die Regelungen der Weisung des Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes über die Erfüllung des 
Anspruchs auf Hauptentschädigung (HE-Weisung) 
gelten mit der Maßgabe, daß die Summe der zu ge- 
währenden Darlehen den Betrag von 50 000 Deut- 
sche Mark nicht übersteigen darf. 

§ 10 ‘ 

Zusammentreffen mit Leistungen nach dem j 
Lastenausgleichsgesetz oder dem Vierten Teil des I 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

(1) Neben Leistungen, die nach dem Lastenaus- 

gleichsgesetz oder nach dem Vierten Teil des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes gewährt werden 
können, kann ein Darlehen nach diesen Richtlinien j 
gewährt werden, wenn und soweit in solchen Fällen ; 
eine bevorzugte Erfüllung von Hauptentschädigung 
zulässig wäre. Bei Zusammentreffen von Schäden | 
nach dem Lastenausgleichsgesetz mit Schäden, die 
nach diesen Richtlinien berücksichtigt werden, sind 
alle diese Schäden zusammenzufassen. Die Vor- 
schriften der §§ 245 und 246 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gelten sinngemäß. | 

(2) Neben Kriegsschadenrente oder Beihilfe zum ■ 

Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz 
oder Unterhaltsbeihilfe nach dem Vierten Teil des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes kann ein Dar- 
lehen nur insoweit gewährt werden, als bei entspre- 
chender Anwendung der Vorschriften der §§ 278 a, 
283 und 283 a des Lastenausgleichsgesetzes Haupt- 
entschädigung gewährt werden könnte. | 

(3) Soweit dem unmittelbar Geschädigten oder 1 
seinen berechtigten Angehörigen (§ 7) nach dem | 
Lastenausgleichsgesetz oder dem Allgemeinen ; 
Kriegsfolgengesetz Leistungen für Zwecke der Aus- 
bildung oder zur Beseitigung eines besonderen so- 
zialen Notstandes gewährt worden sind oder ge- 
währt werden können, kann für den gleichen Zweck j 
ein Darlehen nach diesen Richtlinien nicht gewährt i 
werden. 

§ 11 

Darlehensbedingungen 

(1) Die Gewährung des Darlehens kann an Auf- i 
lagen geknüpft werden. Sicherheiten können nur j 
verlangt werden, soweit die Berechnung nach den | 
§§ 6, 9 und 10 noch nicht als endgültig anzusehen ist. ! 


(2) Vorbehaltlich der Bestimmung des Absatzes 1 
Satz 1 sind die Darlehen bis zum Inkrafttreten der 
in § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetzes vorbehaltenen gesetzlichen Regelung 
zins- und tilgungsfrei. Auch nach Inkrafttreten der 
in Satz 1 bezeichneten gesetzlichen Regelung wer- 
den Zins- und Tilgungsleistungen nicht verlangt, 
wenn und soweit diese gesetzliche Regelung eine 
Entschädigung unter Anrechnung des Darlehens ge- 
währt. Wenn und soweit diese Anrechnung nicht 
vorgenommen werden kann, ist das Darlehen zu 
verzinsen und zu tilgen; die Zins- und Tilgungslei- 
stungen werden in der Weise festzusetzen sein, daß 
sie nach den Einkommens- und Vermögensverhält- 
nissen des Darlehensnehmers oder seiner Erben bil- 
ligerweise erbracht werden können. 

§ 12 

Kriegsschadenrente 

(1) Zur vorläufigen Regelung der nach § 5 be- 
rechneten Schäden wird unter den Voraussetzungen 
des § 6 Kriegsschadenrente in entsprechender An- 
wendung der §§ 261 bis 292 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gewährt. 

(2) Das Nähere über die Gewährung von Kriegs- 
schadenrente beim Zusammentreffen von Leistungs- 
voraussetzungen nach diesem Gesetz, dem Lasten- 
ausgleichsgesetz und dem Gesetz über Hilfsmaßnah- 
men für Deutsche aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands und dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) 
wird durch Rechtsverordnung geregelt. Dabei ist 
von der Zusammenfassung der Schäden im Sinne 
dieser Gesetze auszugehen. Durch Rechtsverordnung 
kann ferner Näheres über die entsprechende An- 
wendung von Vorschriften des Lastenausgleichsge- 
setzes in Zweifelsfällen bestimmt werden. 

(3) Die Kriegsschadenrente wird abweichend von 
§ 287 des Lastenausgleichsgesetzes bei Antragstel- 
lung bis zum 31. Mai 1966 mit Wirkung vom 1. Juni 
1965 an gewährt, frühestens jedoch vom Ersten des 
Monats an, in dem die Voraussetzungen für die 
Kriegsschadenrente eingetreten sind. Die Frist für 
die Antragstellung wegen Erwerbsunfähigkeit (§ 265 
des Lastenausgleichsgesetzes) läuft nicht vor dem 
31. Mai 1966 ab. 

(4) Unterhaltsbeihilfe, die im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes nach dem Vierten Teil 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes gewährt 
wird, wird unter den bisherigen Voraussetzungen 
vom 1. Juni 1965 an als Unterhaltshilfe nach diesem 
Gesetz weitergewährt. 

§ 13 

Hausratentschädigung 

(1) Hausratentschädigung wird zur vorläufigen 
Regelung der nach den §§ 8 und 16 des Feststel- 
lungsgesetzes berechneten Schäden an Hausrat un- 
ter den Voraussetzungen des § 6 gewährt. 
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(2) Für die Hausratentschädigung und die maß- 
gebenden Zeitpunkte gelten die §§ 293 bis 296 des 
Lastenausgleichsgesetzes entsprechend, wobei außer 
den in § 296 des Lastenausgleichsgesetzes aufgeführ- 
ten Leistungen auch die für Verluste von Hausrat 
nach dem Lastenausgleichsgesetz gewährten Lei- 
stungen und entsprechende Leistungen nach anderen 
Vorschriften auf die Hausratentschädigung nach 
diesem Gesetz angerechnet werden. 

(3) Sind Schäden an Hausrat eingetreten, der aus 
Entschädigungszahlungen für Schäden im Sinne des 
Feststellungsgesetzes beschafft worden war, und ist 
der Anspruch auf Hausratentschädigung nach dem 
Lastenausgleichsgesetz um diese Entschädigungs- 
zahlungen gekürzt worden, wird als Hausratent- 
schädigung nach diesem Gesetz mindestens der Kür- 
zungsbetrag gewährt. 


TEIL II 

Organisation und Verfahren 

§ 14 

Grundsätze 

(1) Dieses Gesetz wird von den gleichen Dienst- 
stellen und Behörden durchgeführt, die nach den 
§§ 76 und 77 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
für die Durchführung des Vierten Teils des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes zuständig sind. 

(2) Auf das Verfahren werden, soweit sich aus 
diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die Vorschrif- 
ten des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend an- 
gewendet. 

§ 15 
Antrag 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist auf amtlichem 
Formblatt zu stellen, 

(2) Der Antrag ist bei dem für den ständigen Auf- 
enthalt zuständigen Ausgleichsamt einzureichen, 
das auch über den Antrag entscheidet. 

§ 16 

Prüfung des Antrages 

Das Ausgleichsamt prüft, ob die Voraussetzungen j 
für die Gewährung von Leistungen nach diesem Ge- | 
setz erfüllt sind, insbesondere ob ein Reparations-, | 
Restitutions- und Rückerstattungsschaden im Sinne | 


dieses Gesetzes vorlicgt und ob dieser Schaden die 
Gewährung von Leistungen nach den §§ 7 und 8 
rechtfertigt. 

§ 17 

Auszahlung der Leistungen 

Darlehen, Kriegsschadenrente und Hausratent- 
schädigung nach diesem Gesetz werden durch die 
für das Ausgleichsamt zuständige Amtskasse ausge- 
zahlt. 


TEIL III 

Sonstige Vorschriften 
§ 18 

Haushaltsrechtliche Vorschriften 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes bewirt- 
schaftet die zur Durchführung dieses Gesetzes be- 
reitgestellten Mittel nach den Weisungen des Bun- 
desministers der Finanzen. Die Vorschriften des § 83 
des Allgemeinen Kriegsfolgcngesetzes sind entspre- 
chend anzuwenden, 

§ 19 

Durchführungsbestimmungen 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechts- 
! Verordnungen erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates Näheres über die 
Durchführung dieses Gesetzes, insbesondere über 
die Organisation und das Verfahren, zu bestimmen. 

§ 20 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 18. Juni 1965 


Dr. Wahl 
Schlick 
Dr. Bieringer 
Gibbert 
Dr. Hauser 
Hesemann 
Dr. Kanka 


Krüger Stauch 

Frau Dr. Kuchtner Dr. Süsterhenn 

Memmel Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 

Dr. von Merkatz 
Müser 

Frau Dr. Probst Dr. Dörinkel 

Seidl (München) Busse 
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Begründung 


Da die rechtlich außerordentlich schwierigen Gesetz- I 
entwürfe — Drucksachen IV/1456, IV/1762 — in dem i 
mitbeteiligten Rechtsausschuß aus Zeitmangel nicht j 
mehr beraten werden können, erweist sich das vor- | 
geschlagene Überbrückungsgesetz als notwendig, j 
Es ergänzt die schon jetzt bestehende über- | 
brückungsregelung (vgl. Richtlinien der Bundesre- ! 
gierung vom 4. Juni 1960 und 30. April 1962) dahin, 
daß außer den bisher allein vorgesehenen bedingt 
rückzahlbaren Darlehen auch Kriegsschadenrente 
und Halisratentschädigung an die Betroffenen zu 
gewähren sind. Die Vorschriften über die Berech- 
nung der Kriegsschadenrente und der Hausratent- 
schädigung (§§ 7 und 8) übernimmt der Entwurf aus 
dem Regierungsentwurf eines Reparationsschaden- 
gesetzes ~ Drucksache IV/1456 — - in seiner vom 
Ausschuß für den Lastenausgleich in zweiter Lesung 
beschlossenen Fassung. 

Durch die Übernahme der Richtlinien der Bundes- 
regierung vom 4. Juni 1960 und 30. April 1962 und 
die zusätzlichen Leistungen der Kriegsschadenrente 
und der Hausratentschädigimg erscheint das vorge- 


schlagene Überbrückungsgesetz geeignet, wenig- 
stens die schwerwiegendsten sozialen Härten zu mil- 
dern, die sich daraus ergeben, die die Reparations-, 
Restitutions- und Rückerstattungsschäden im Gegen- 
satz zu allen anderen Kriegs- und Kriegsfolgeschä- 
den bis heute keine gesetzliche Regelung gefunden 
haben. Mit Rücksicht auf die zahlreichen kleinen Ge- 
schädigten erscheint es unvertretbar, auch diese Le- 
gislaturperiode vorübergehen zu lassen, ohne we- 
nigstens eine Übergangsregelung zu treffen. 

Der Entwurf folgt den Grundsätzen des Lastenaus- 
gleichs, weil diese Regelung wenigstens als Über- 
gangslösung von allen Seiten gebilligt werden kann. 
Diejenigen Abgeordneten, die einen Rechtsanspruch 
auf Enteignungsentschädigung verneinen, halten 
ohnehin eine Lastenausgleichsregelung für ange- 
messen. Aber auch diejenigen, die aus Rechtsgrüii- 
den eine vveitergehende Entschädigung für erforder- 
lich halten, sind bereit, der in dem Entwurf vorge- 
sehenen Regelung als übergangslösung zuzustim- 
men. 


5 



